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I . Einführung 

1. Gegenstand der Arbeit 

Umweltschutz und Umweltrecht nehmen in den letzten Jahren einen immer 
breiteren Raum in der rechtspolitischen Diskussion ein. Neben Vorschlägen und 
Gesetzesvorhaben, die die materiellen Anforderungen  an umweltbelastende 
Vorhaben bestimmen, ist zu überlegen, wie sichergestellt werden kann, daß 
umweltrelevante Folgen einer Maßnahme sowohl bei der Genehmigung 
einzelner Vorhaben als auch im Rahmen der (räumlichen) Gesamtplanung ange-
messen bedacht werden. Hier hat der Rat der Europäischen Gemeinschaften mit 
der Verabschiedung einer Richtlinie zur Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVP)1 

die Initiative ergriffen. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird seit einiger Zeit diskutiert, welche 
Regelungen zur UVP de lege lata vorhanden sind2 und wie die Richtlinie der EG 
zur Umweltverträglichkeitsprüfung  in das deutsche Rechtssystem integriert 
werden kann3. Dabei wird die Umweltverträglichkeitsprüfung  teilweise mit 
gesamtökologischen Gutachten gleichgesetzt oder als Oberbegriff  für verschie-
dene Methoden, Umweltbelange einzuschätzen, verwandt4. Diese unklare 
Bestimmung der Ziele und des Inhalts einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
führt  häufig zu Mißverständnissen über die Ergebnisse, die mit einer UVP 
erreicht werden können. 

Ausgangspunkt der EG-Richtlinie war die Regelung des US-amerikanischen 
National Environmental Policy Act (ΝΕΡΑ) von 1969 für ein Environmental 

1 „Richtlinie des Rates über die Umweltverträglichkeitsprüfung  bei bestimmten öffentlichen 
und privaten Projekten", ENV 92 vom 14.5.1985, Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften Nr. L 175/44, abgedruckt in NVwZ 1987, 305 ff. 

2 Salzwedel (1981); Stich (1980); Hennecke (1977); Schoeneberg (1984); Braun (1987). 
3 Erbguth, Natur und Recht 1982, 162; Steinberg, Natur und Recht 1983, 169; Carlsen, 

Natur und Recht 1984,48; Schoeneberg, DVB1. 1984, 929; Cupei, DVB1. 1985,813; Erbguth, 
Schoeneberg, WiVerw 1985, 102; Bunge, S. 60 ff.;  Bartelsperger, DVB1.1987,1 (5 ff.);  Hoppe, 
Püschel, DVB1. 1988, 1; Michler, DVB1. 1987, 410 (411); Erbguth, DÖV 1988, 481; Jarass, 
S. 14 ff.;  siehe auch den Gesetzentwurf der Fraktion der GRÜNEN, „Entwurf eines Gesetzes 
zur Durchführung  der Umweltverträglichkeitsprüfung  (UVP-Gesetz)" vom 19.2.1988, BT-
Drucksache 11/1844 und den Gesetzentwurf  der Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes zur 
Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 27. Juli 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
bei bestimmten öffentlichen  und privaten Projekten (85/337/EWG)" vom 12.8.1988, BR-
Drucksache 335/88. 

4 Cupei, DVB1. 1985, 813 (814); für eine ausführliche Analyse der verschiedenen Bedeutun-
gen der UVP, Cupei, S. 3 ff. 

2 Mezger 
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Impact Statement (EIS). Dort wird die Umweltverträglichkeitsprüfung  als Ver-
fahren verstanden, um (öffentliche)  Entscheidungsträger über die möglichen 
Umweltauswirkungen der geplanten Maßnahme zu informieren.  Von dieser 
Definition der Umweltverträglichkeitsprüfung  wird auch in dieser Arbeit ausge-
gangen. Grundsätzlich läßt sich feststellen, daß sich das Verfahren  der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung  in den USA in den mehr als 15 Jahren seit seiner Verab-
schiedung von einer allgemeinen umweltpolitischen Absichtserklärung zu einem 
integrierten Planungs- und Informationsverfahren  für die beteiligten Entschei-
dungsträger entwickelt hat. 

Angesichts der langjährigen Erfahrungen,  die in den USA - sowohl auf Bun-
desebene als auch auf der Ebene der Einzelstaaten - mit der Umweltverträglich-
keitsprüfung gemacht wurden, und unter dem Gesichtspunkt, daß die EG-
Richtlinie zur Umweltverträglichkeitsprüfung  bis 1988 in innerstaatliches Recht 
umzusetzen ist, erscheint es für die rechtspolitische Diskussion in der Bundes-
republik Deutschland sinnvoll, die Regelungen der UVP in den USA näher zu 
untersuchen. 

Dabei wird sich die Arbeit darauf konzentrieren, die Umweltverträglichkeits-
prüfung bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu analysieren. Bei 
Planungen und Entscheidungen über räumliche Nutzungen in den USA ist fest-
zustellen, daß trotz eines raumbezogenen Vorsorgegrundsatzes und Konflikt-
bewältigungsgebotes Umweltauswirkungen häufig nicht angemessen beachtet 
werden. Zersiedlung und Verstädterung der Landschaft sowie die räumliche 
Allokation umweltbelastender Vorhaben scheinen mit den Instrumenten her-
kömmlicher Planung nur unzureichend gesteuert werden zu können. Die Arbeit 
wird sich hier im wesentlichen auf folgende Aspekte beschränken: erstens zu 
fragen, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung  bei der räumlichen Planung 
überhaupt notwendig und sinnvoll ist, und zweitens zu untersuchen, ob durch 
die UVP die umweltbezogenen räumlichen Auswirkungen bei der Planung, aber 
auch bei der Genehmigung einzelner Vorhaben besser berücksichtigt werden 
können. 

2. Aufbau und Inhalt der Untersuchung 

Da Umweltauswirkungen bei Planungen und Entscheidungen über räumliche 
Nutzung in den USA häufig nicht ausreichend beachtet werden, wird zunächst 
nach den rechtlichen Rahmenbedingungen für räumliche Planungen und Ent-
scheidungen zu fragen sein. Ein Grund für die mangelnde Integration von 
Umweltbelangen - so die These - liegt in der horizontalen Differenzierung  von 
materieller Umweltschutzgesetzgebung und Entscheidungen und Planungen 
über räumliche Nutzung. Die rechtlichen Regelungen der räumlichen Planung 
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tragen wiederum umweltbezogenen Vorsorgegrundsätzen nicht ausreichend 
Rechnung. Erschwerend für eine medienübergreifende  Einbeziehung von 
Umweltschutzbelangen in den Entscheidungs- und Planungsprozeß kommt 
hinzu, daß auch vertikal, d.h. zwischen den verschiedenen staatlichen Ebenen, 
erhebliche Differenzierungen  in den Zuständigkeiten der Bundes-, Landes- und 
Gemeindeebenen für Umweltschutzgesetzgebung und räumliche Planungen 
bestehen. Die Defizite, die sich aus der fragmentierten  Zuständigkeit, dem 
Fehlen eines medienübergreifenden  umweltorientierten Verfahrens  sowie aus 
dem Mangel an umweltbezogenen Kriterien ergeben, werden für die einzelnen 
staatlichen Ebenen exemplarisch dargestellt. Als Ausblick wird die Frage aufge-
worfen, ob ein Verfahren  wie die Umweltverträglichkeitsprüfung  dazu beitragen 
kann, die aufgezeigten Mängel zu kompensieren. 

Diese Frage ist im nächsten Schritt zu konkretisieren. Zunächst können 
umweltschützende Politiken verschiedene Ziele verfolgen und in zahlreichen 
Formen implementiert werden. Für die Umweltverträglichkeitsprüfung  in den 
USA läßt sich sagen, daß sie in ihren Zielsetzungen einen eher werteorientierten 
Ansatz verfolgt,  während sie in ihrer Ausgestaltung als Verfahrensinstrument 
mehr auf ressourcenökonomische Politiken ausgerichtet ist. In diesem Zusam-
menhang stellt sich die Frage, ob die Umweltverträglichkeitsprüfung  als Verfah-
ren dem Dilemma anderer Umweltpolitiken zwischen Marktversagen und 
Politikversagen entgehen kann. Unter dem Aspekt, daß staatliche Politiken 
zunehmend wegen ihres „Regulierungsversagens" kritisiert werden, ist die UVP 
als Verfahrensinstrument  eher weniger Kritik ausgesetzt als Regelungen der 
materiellen Umweltschutzgesetzgebung. Während die meisten Umweltpolitiken 
letztlich darauf vertrauen, die als Externalitäten in Marktentscheidungen nicht 
integrierten Umweltbelange durch staatliche Regulierung in Entscheidungen 
über den Markt - wenigstens mittelbar - einfließen zu lassen, gehen 
Verfahrensanforderungen  einen anderen Weg. Sie richten sich nicht an die 
beteiligten Marktsubjekte, sondern an die Verwaltung, und versuchen, mehr 
Rationalität in die staatlichen Enscheidungsprozesse einzubringen. Die 
Umweltverträglichkeitsprüfung  ist insoweit ein besonderes Verfahrensinstru-
ment. 

Es ist bei der UVP als Verfahrensinstrument  zwischen drei verschiedenen 
Aspekten zu unterscheiden: erstens dem Zielaspekt, d.h. welche umweltpoli-
tischen Ziele durch die UVP erreicht werden sollen, zweitens dem inhaltlichen 
Aspekt, nach welchen Kriterien Umweltbelange zu messen und zu beurteilen 
sind, und drittens hat die UVP auch einen methodischen bzw. verfahrensmäßi-
gen Aspekt, der die Frage nach Gestaltung und Ablauf des Verfahrens  ein-
schließt. 

Jedoch bleibt bei dem zweitgenannten, dem inhaltlichen Aspekt der UVP -
wie auch bei anderen Umweltpolitiken - ein Problem ungelöst, das die Tauglich-
keit der UVP als „sanftes" Regulierungsinstrument beeinträchtigt: Weder 
werteorientierte Ansätze noch ressourcenökonomische Theorien bieten aus-
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